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Teil A - AUSGANGSSITUATION / PLANUNGSBEDINGUNGEN 

1 Anlass, Erforderlichkeit und Ziele 

Der Ursprungsbebauungsplan Nr. XIV (Grünanlage Ortsmitte) - Vöhrum - wurde am 25.03.1970 
rechtsverbindlich. Durch diesen Bebauungsplan wurden der Ausbau und der Erhalt einer 
Parkanlage als Erholungsmöglichkeit und „grüner Kern“ für die Vöhrumer Bevölkerung 
gesichert. Weiterhin wurde im Osten des Bebauungsplanes ein Teilbereich überlagernd als 
„Fläche für bauliche Anlagen für den Gemeinbedarf“ einschließlich eines L-förmigen 
Baufensters entlang der Gartenstraße und der Kirchvordener Straße festgesetzt, da sich dort 
bereits das Vöhrumer Rathaus (ehemals Schule) sowie das Pfarrhaus der evangelischen Kirche 
befanden. Die Zweckbestimmung für die Gemeinbedarfsfläche erfolgte entsprechend als 
„Rathaus“ und „Pfarrhaus“. Seit Mitte 2014 steht das alte Rathaus leer und im ehemaligen 
Pfarrhaus ist nun das Bürgerhaus der Ortschaft Vöhrum angesiedelt. 

Die Stadt Peine beabsichtigt das leerstehende alte Rathaus der Wohnnutzung zuzuführen. Die 
Festsetzungen des o. g. Bebauungsplanes stehen dem entgegen. Da das „Pfarrhaus“ als 
Nutzungszweck inzwischen obsolet ist, sich die Zweckbestimmung „Rathaus“ zu einem 
„Bürgerhaus“ mit vielfältigen Nutzungen gewandelt hat und noch Erweiterungsflächen für den 
Gemeinbedarf zur Verfügung stehen, ist auch hinsichtlich der bisher festgesetzten 
Zweckbestimmungen ein Anpassungsbedarf festzustellen. Die aktuelle Situation erfordert 
demnach eine städtebauliche Neuordnung durch Bauleitplanung. Dem städtebaulichen Leitbild 
des Vorrangs der Innenentwicklung wird damit Rechnung getragen. Überplant wird der gesamte 
im Ursprungsbebauungsplan als „Fläche für bauliche Anlagen für den Gemeinbedarf“ mit den 
Zweckbestimmungen „Pfarrhaus“ und „Rathaus“ festgesetzte Bereich. 
 
Wesentliche Ziele und Zwecke der Bauleitplanung sind: 
 
 Ermöglichung einer Wohnnutzung (Umnutzung) des „alten Rathauses“ an der 

Kirchvordener Straße in der Ortschaft Vöhrum. 
 

 Sicherung von „Flächen für Gemeinbedarf“ im Bereich des Bürgerhauses an der 
Kirchvordener Straße und entlang der Gartenstraße durch Aktualisierung der bisher 
ausgewiesenen „Zweckbestimmungen“. 
 

 Die Sicherung der bestehenden Parkanlage. 

2 Beschreibung des Plangebiets 

2.1 Räumliche Lage 
Das Plangebiet liegt nordwestlich der Kernstadt in der Ortschaft Vöhrum. Im Süden grenzt es an 
die Gartenstraße und im Osten an die Kirchvordener Straße (L 412), welche zum Teil auch in 
variierender Tiefe innerhalb des Geltungsbereichs liegt. Im Südwesten grenzt der Planbereich 
ein kurzes Stück an die Straße Papenbusch. Westlich des Wohngebiets sowie westlich und 
nördlich der Fläche für Gemeinbedarf befindet sich die Grünfläche der Parkanlage Ortsmitte, 
welche zum Teil innerhalb des Geltungsbereiches liegt. 

Das Plangebiet liegt im alten Ortskerns der Ortschaft Vöhrum. Dieser ist geprägt durch eine 
vielfältige Nutzungsmischung. Hier finden sich u. a. Wohngebäude, landwirtschaftliche Betriebe, 
Läden (z. B. Rossmann und Edeka gegenüber an der Kirchvordener Straße), Gewerbebetriebe, 
Poststelle, Bank, Kirche sowie das Bürgerhaus. 
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2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 
Der Geltungsbereich der hier vorliegenden Bebauungsplanänderung wird auf Grundlage des 
§ 9 Abs. 7 BauGB festgesetzt. Er hat eine Gesamtgröße von rd. 0,5 ha. Überplant werden zu 
großen Teilen das Flurstück 150/1 in der Flur 6 Vöhrum sowie das Flurstück 127/3 in der Flur 7. 
Beide Flurstücke liegen in der Gemarkung Vöhrum. Sie stehen im Eigentum der Stadt Peine. 
Die zukünftige Fläche des Allgemeinen Wohngebiets wird an einen Investor veräußert. Ein 
Kaufvertrag mit aufschiebender Wirkung, welcher an die Erlangung der Rechtskraft des hier 
vorliegenden Bebauungsplanes sowie die erteilte Baugenehmigung gebunden ist, wurde bereits 
geschlossen. 

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

2.3 Bestandssituation im Plangebiet 
Im Plangebiet befinden sich zwei zweigeschossige Hauptgebäude, deren Haupteingänge sich 
zur Kirchvordener Straße orientieren. Es handelt sich um das leerstehende, alte Rathaus (N) 
sowie die ehemalige Pfarrei (S), deren Nutzung über den Ursprungsbebauungsplan gesichert 
wurde. 

Nordwestlich des alten Rathauses befindet sich eine weitere bauliche Anlage, bestehend aus 
vier Garagen sowie einer Trafostation der Stadtwerke Peine. Nördlich von dieser Anlage steht 
eine öffentliche Telefonzelle innerhalb der Parkanlage an der Kirchvordener Straße. 

In der ehemaligen Pfarrei ist seit Mitte 2014 das Bürgerhaus der Ortschaft Vöhrum mit 
vielfältigen Nutzungen des Gemeinbedarfs angesiedelt. Dort befinden sich das Büro des 
Ortsrates, die Polizeistation Vöhrum, der Heimat-und Kulturverein, die Bürgerbücherei, Räume 
des Deutschen Roten Kreuzes, die Geschäftsstelle des TSV Armina Vöhrum sowie die 
Räumlichkeiten des Jugendtreffs der Ortschaft Vöhrum. Die Außenanlagen des Jugendtreffs 
(Freiraum-Jugendtreff) sind in der sich westlich der beiden Gebäude anschließenden 
Parkanlage hinter dem alten Rathaus angeordnet. Es handelt sich um ein Sitzrondell sowie ein 
Streetballfeld. 

Das im Ursprungsbebauungsplan parallel zur Gartenstraße verlaufende Baufeld ist bisher 
unbebaut. Diese Fläche ist mit Bäumen, Sträuchern und Rasen begrünt und bildet so einen 
Übergang zu der sich nordwestlich anschließenden Parkanlage (einschließlich 
Kinderspielplatz). 

3 Planerische Ausgangsposition und weitere rechtliche Rahmenbedingungen 

3.1 Ziele der Raumordnung 
Gemäß § 1 Absatz 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Das 
Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP 2008) legt die Stadt Peine als 
Mittelzentrum fest. Hier sind zentralörtliche Einrichtungen und Angebote für den gehobenen 
Bedarf zu sichern und zu entwickeln sowie grundzentrale Versorgungsaufgaben zu leisten 
(LROP 2008, Punkt 2.2, Nr. 1ff). 

Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig (RROP 2008) legt 
das Ziel fest, die Siedlungsentwicklung vorrangig auf das Zentralörtliche System auszurichten. 
Dies gilt gleichermaßen für die Sicherung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten. Als 
zentrale Orte des Mittelzentrums Peine werden im RROP 2008 sämtliche Ortsteile, mit 
Ausnahme von Röhrse, Wendesse und Hof-Schwicheldt, festgelegt. 
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Als Grundsatz des RROP 2008 soll familiengerechter Wohnraum vor allem an den zentralen 
Standorten erfolgen, um eine Zersiedlung zu vermeiden und die Infrastrukturauslastung zu 
stabilisieren (RROP 2008, Punkt II, Nr. 1). 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV „Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum- ist den Zielen 
der Raumordnung angepasst. 

3.2 Landschaftsplanung 
Der Landschaftsrahmenplan von 1993 für den Landkreis Peine enthält schwerpunktmäßig 
Aussagen zum Zustand von Natur und Landschaft im Hinblick auf die Schutzgüter Arten und 
Lebensgemeinschaften, Landschaftserleben, Boden, Grund- und Oberflächenwasser sowie Luft 
und Klima. Da sich das Plangebiet im alten Ortskern der Ortschaft Vöhrum befindet, zählt dieser 
Bereich im Landschaftsrahmenplan entsprechend zur Siedlungsfläche. Die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts im Hinblick auf die genannten Schutzgüter wird entsprechend als 
eingeschränkt bis stark eingeschränkt eingestuft. 

Der Landschaftsplan der Stadt aus dem Jahr 1993 folgt dieser Bewertung. 

3.3 Integriertes Stadtentwicklungskonzept 
Im „Integrierten Stadtentwicklungskonzept Stadt Peine 2025“ wird hinsichtlich des „räumlichen 
Leitbildes Siedlungsstruktur“ u. a. das Hauptziel - Wohnungsbau primär im Siedlungsbestand 
entwickeln - genannt (ISEK, S. 56). Weiterhin sollen Innenstadt und Ortskerne durch 
Umnutzungen und bauliche Ergänzungen belebt werden (ISEK, S. 60). Speziell wird die 
Sicherung des öffentlichen Grüns in den Ortskernen zur Wahrung des Dorfcharakters 
hervorgehoben (ISEK, S. 60). Die vorliegende Planung steht im Einklang mit diesen Zielen. 

3.4 Dorfentwicklungsplan Kanal-Fuhse-Region-West 
Im Januar 2015 wurden die Ortschaften Berkum, Eixe, Röhrse, Rosenthal/Hofschwicheldt, 
Schwicheldt und Vöhrum/Landwehr als Kanal-Fuhse-Region-West in das Dorfentwicklungs-
programm des Landes Niedersachsen aufgenommen. Im Februar 2017 beschloss der Rat der 
Stadt Peine den entsprechenden Dorfentwicklungsplan Kanal-Fuhse-Region-West als 
Handlungsrahmen. Unter dem Punkt 7.2.5 des Dorfentwicklungsplanes sind die Maßnahmen für 
die Ortschaft Vöhrum/Landwehr beschrieben. Eine der Maßnahmen ist die Gestaltung des 
Dorfparks und des (ehemaligen) Pfarrgartens (S.153). Als denkbare Maßnahmen werden dort 
vorgeschlagen: 

 Aufhöhung des Geländes im Bereich der Bühne 

 Stärkere Öffnung des Parks zur „Kirchvordener Straße“ und Schaffung eines neuen 
Zugangs im Bereich des Wappens 

 Schaffung von Sichtachsen zum Pfarrgarten 

 Auslichtung von Gehölzbeständen, Nachpflanzungen von Blütensträuchern und 
dekorativen Solitärbäumen (Blutbuche, Trauerweide etc.) 

 Einheitliche Pflasterung um das (ehem.) Pfarrhaus (jetzt Bürgerhaus) 

 Schaffung von Sitzgelegenheiten 

 Errichtung eines alten Backhauses hinter dem Pfarrgarten als geschützter 
Aufenthaltsbereich 

 Errichtung einer Remise als Lager für Veranstaltungsmöbel 

 Heckenpflanzung als Einfassung 
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 Wahrnehmbarkeit des Brunnens durch Aufsatz von historischen Brunnenelementen 
verbessern 

s. auch Anlage 1: Maßnahmenplan Kanal-Fuhse-Region-West, Vöhrum, Dorfpark/Pfarrgarten. 

Die vorliegende 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV „Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum- 
steht den aufgezählten Maßnahmen des Dorfentwicklungsplanes Kanal-Fuhse-Region-West 
grundsätzlich nicht entgegen. 

Die Maßnahmen der Dorfentwicklung erfolgen in Abstimmung mit dem Bauleitplanverfahren. 

3.5 Flächennutzungsplan 
Gemäß § 8 Absatz 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. 

Der Flächennutzungsplan stellt in dem hier betroffenen Bereich eine Mischbaufläche dar. Die 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV -Vöhrum- setzt kein Mischgebiet fest. Gemäß 
§ 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB (s. unter Punkt 3.6) kann ein Bebauungsplan, der von den 
Darstellungen eines Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der 
Flächennutzungsplan geändert ist. Der Flächennutzungsplan wäre in dem Fall, im Wege der 
Berichtigung, anzupassen. Die Darstellungsprinzipien zur Aufstellung des aktuellen 
Flächennutzungsplanes der Stadt Peine besagen jedoch u. a., dass nur Nutzungsflächen 
größer als 1,5 ha dargestellt werden. Da die zurzeit vorhandene Gemeinbedarfsfläche sowie die 
Parkanlage an dieser Stelle jeweils kleiner als 1,5 ha sind, wurden diese im rechtskräftigen 
Flächennutzungsplan entsprechend nicht dargestellt. 

Das gesamte Plangebiet der hier vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV  
-Vöhrum- umfasst lediglich rd. 0,5 ha. Gemäß dem o. g. Darstellungsprinzip ist eine 
Berichtigung des Flächennutzungsplanes nicht erforderlich. 

3.6 Bebauungspläne 
Der Ursprungsbebauungsplan Nr. XIV (Grünanlage Ortsmitte) - Vöhrum - wurde am 25.03.1970 
rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan sollte den Ausbau und den Erhalt einer Parkanlage als 
Erholungsmöglichkeit und „grüner Kern“ sowie die dort vorhandenen Gemeinbedarfseinrichtun-
gen für die Vöhrumer Bevölkerung sichern (s. auch Teil A, Punkt 1). 

Im Osten wurde ein Teilbereich des Bebauungsplanes entlang der Kirchvordener Straße im 
Rahmen der Aufstellung des VEP Nr. 16 „Vollsortimenter nördlich der Ev. Kirche“ -Vöhrum- am 
29.08.2016 rechtskräftig geändert (1. Änderung). Dieser Bereich wurde für die Verbreiterung 
der Kirchvordener Straße um eine Linksabbiegerspur zur Erschließung des Vollsortimenters 
benötigt und entsprechend als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

Südlich an den Bebauungsplan Nr. XIV -Vöhrum- grenzt der Bebauungsplan Nr. XV 
(Gartenstraße/ Kirchvordener Straße/ Schwicheldter Straße/ Friedhofsweg) -Vöhrum-, welcher 
am 09.03.1983 Rechtskraft erhielt, an. Dieser setzt gegenüber dem hier betroffenen 
Planänderungsbereich und in weiten Teilen des Geltungsbereichs Dorfgebiete fest. Kleinere 
nicht mehr sinnvoll landwirtschaftlich nutzbare Flächen wurden als Allgemeine Wohngebiete 
ausgewiesen. Am 03.03.1987 wurde dieser Bebauungsplan rechtskräftig geändert. Die 
1. Änderung betraf den Bereich des Friedhofsweges, um dort Anpassungen hinsichtlich des 
Entfalls der bis dahin festgesetzten Parktaschen vorzunehmen. 
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3.7 Anwendung § 13 a BauGB 
Gemäß § 13 a BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt werden. Der Bebauungsplan darf allerdings nur im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
Baunutzungsverordnung oder eine Größe der Grundfläche von weniger als 20.000 m² 
festgesetzt wird. Weiterhin darf durch den Bebauungsplan kein Vorhaben begründet werden, 
welches gemäß des Gesetztes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu einer Umweltprüfung 
verpflichtet ist. Zudem darf es keine Anhaltspunkte geben, dass durch die Planung Natura-
2000-Gebiete gemäß Bundesnaturschutzgesetz beeinträchtigt werden. 

Das Plangebiet umfasst insgesamt lediglich rd. 5.300 m² und befindet sich innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortslage der Ortschaft Vöhrum. Die Planaufstellung beinhaltet eine 
Maßnahme der Innenentwicklung in Form einer Wiedernutzbarmachung von Bauflächen 
(Bereich „Altes Rathaus“ und Gemeinbedarfsflächen entlang der Gartenstraße) im Sinne des 
§ 13 a Abs. 1 BauGB. Die Planung begründet kein Vorhaben zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung. 
Anhaltspunkte hinsichtlich einer Beeinträchtigung von Natura-2000-Gebieten sind nicht 
erkennbar. Die Planaufstellung wird daher im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB 
erfolgen. Von der Möglichkeit, von der Durchführung der Frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange abzusehen, wird 
kein Gebrauch gemacht. Auf die Durchführung einer Umweltprüfung, die Erstellung eines 
Umweltberichtes sowie von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind und die Erstellung einer zusammenfassenden Erklärung wird verzichtet. 

4 Untersuchungsrahmen - Überblick über die betroffenen öffentlichen und 
privaten Belange 

Im Rahmen der Bauleitplanung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV „Grünanlage 
Ortsmitte“ -Vöhrum- wurde die Betroffenheit folgender abwägungserheblicher Belange gemäß 
§ 1 Abs. 6 BauGB ermittelt: 

 Nr. 1: Allgemeinene Anforderung an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung. 
hier insbesondere => Immissionsschutz hinsichtlich Schall, Geruch, Staub (konfliktträchtig) 

 Nr. 3: Soziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Bedürfnisse 
der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Auswirkun-
gen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, 
Freizeit und Erholung. 
hier insbesondere => Gemeinbedarfsflächen/-anlagen und Grünanlage (konfliktträchtig/ 
positiv) 

 Nr. 4: Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener 
Ortsteile und die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche. 
hier insbesondere => Erhaltung und Entwicklung des alten Ortskerns (positiv) 

 Nr. 7: Belange des Umweltschutzes, einschließlich Naturschutz und der Landschafts-
pflege. 
hier insbesondere => Auswirkungen auf das Schutzgut „Mensch“ (konfliktträchtig) 
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 Nr. 11: Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen Entwicklungskonzeptes oder 
einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung. 
hier insbesondere => Integriertes Stadtentwicklungskonzept Peine 2025 (positiv) 
       => Dorfentwicklungsplan Kanal-Fuhse-Region-West (positiv) 

Darüber hinaus sind der Stadt Peine keine weiteren betroffenen Belange bekannt. 

 

Teil B - PLANINHALTE UND PLANFESTSETZUNGEN 

1 Entwicklung der Planungsüberlegungen und informeller Planungskonzepte 

1.1 Städtebauliches Konzept 
Ausgangspunkt der Planüberlegungen ist das leerstehende ehemalige Rathaus im Ortskern der 
Ortschaft Vöhrum. Dieses soll einer neuen Nutzung, dem Wohnen (rd. 6 – 8 Wohneinheiten) 
zugeführt werden. Weiterhin sollen die bestehenden Gemeinbedarfsanlagen einschließlich 
Erweiterungsflächen gesichert werden. Ein bedeutsamer Punkt ist die bisherige Einbettung des 
ehemaligen Rathauses sowie der alten Pfarrei in die Grünanlage in der Ortsmitte von Vöhrum, 
welche der lokalen Bevölkerung Raum zur Erholung und Zerstreuung bietet. Die Erhaltung 
dieses Parks als Ort der Erholung und Zerstreuung wird für den Ortskern der Ortschaft Vöhrum 
als wichtig erachtet. Entsprechend soll sich die angestrebte Nutzungsänderung des alten 
Rathauses in die bestehende örtliche Situation einfügen. Insgesamt soll der alte Ortskern durch 
diese Planung gestärkt und belebt werden. 

Dem städtebaulichen Grundsatz des Vorrangs der Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 BauGB) und 
den Zielen das Integrierten Entwicklungskonzeptes (s. Teil A, Punkt 3.3) wird damit Rechnung 
getragen. 

1.2 Kurzdarstellung der betrachteten Planungsalternativen 
Da die Stadt Peine eben genau das Gebäude des alten Rathauses in der Ortschaft Vöhrum 
wiedernutzbar machen und die übrigen Bauflächen für den Gemeinbedarf sowie die 
Grünflächen an dieser Stelle sichern möchte, sind alternative Standorte nicht untersucht 
worden. 

2 Grundzüge der Planfestsetzungen 

Die entsprechend der eingangs formulierten Zielsetzungen formulierten Festsetzungen werden 
im Folgenden beschrieben. 

2.1 Allgemeines Wohngebiet 
Entsprechend des städtebaulichen Ziels das ehemalige, zweigeschossige Rathaus der 
Wohnnutzung zuzuführen wird ein Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 
Dieses umfasst räumlich auch die dazugehörige Garagenanlage nordwestlich des Rathauses. 
Hinsichtlich der Lage im Ortskern der Ortschaft Vöhrum soll neben der Wohnnutzung auch die 
gemäß BauNVO in einem Allgemeinen Wohngebiet allgemein zulässigen Nutzungen kleinerer 
Läden, Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende 
Handwerksbetriebe zulässig sein. Auch kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche oder 
sportliche Anlagen sind an diesem Standort aus städtebaulicher Sicht vorstellbar. 
Ausnahmsweise sollen Beherbergungsbetriebe, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und 
Anlagen für Verwaltungen zulässig sein. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind 
entsprechend abgefasst. 
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Die für die Festsetzung des Allgemeinen Wohngebietes aus der Grünanlage bzw. aus den 
bisher überlagernd festgesetzten Fläche für bauliche Anlagen für den Gemeinbedarf 
herauszulösende Fläche wird möglichst gering gehalten, um den bestehenden, weitläufigen 
Parkcharakter zu erhalten. Innerhalb des Wohngebiets liegen die heute bereits versiegelten 
Flächen (ehem. Rathaus, Vorplatz, Parkplätze, Garagen, Erschließungswege) sowie zusätzlich 
bepflanzte Beete und ein kleiner Grünbereich Richtung Südwesten, bis kurz vor das dort 
vorhandene Streetballfeld und das Sitzrondell des Freiraum-Jugendtreff. Die Fläche des 
Allgemeinen Wohngebiets beträgt rd. 1.300 m². 

Da die Fläche des Allgemeinen Wohngebiets aus dem genannten Grund möglichst klein 
gehalten wird, ist der Versiegelungsgrad durch Bebauung und Pflasterung bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt recht hoch. § 17 Baunutzungsverordnung (BauNVO) setzt für ein Allgemeines 
Wohngebiet die Grundflächenzahl mit 0,4 als Höchstwert fest (d. h. max. 40 % der 
Grundstücksfläche versiegelt). Demnach könnten im hier festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebiet einschließlich 50 % Überschreitung gemäß § 19 Absatz 4 BauNVO (für Garagen 
und Stellplätze mit Zufahrten, Nebenanlagen, bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche) rd. 790 m² versiegelt werden. Zurzeit sind jedoch bereits 960 m² versiegelt. 

Gemäß § 17 Absatz 8 BauNVO können in überwiegend bebauten Gebieten die festgelegten 
Höchstwerte des Maßes der baulichen Nutzung überschritten werden. Das Planvorhaben liegt 
in einem überwiegend bebauten Gebiet. Um den künftigen Bauherren hinsichtlich der 
zulässigen Grundfläche einen geringfügigen Spielraum zu ermöglichen, ohne die Fläche des 
Wohngebiets erhöhen zu müssen, wird die Grundflächenzahl entsprechend mit 0,6 festgelegt. 
Inklusive der 50 % Erhöhung gem. § 19 BauNVO (s. o.) wäre demnach eine Versiegelung von 
rd. 1.050 m² Fläche möglich. 

Die überbaubare Fläche innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets wird eng um das bestehende 
Gebäude des alten Rathauses mit einem Zuschlag von rd. 4 m zur Parkseite für die Errichtung 
von Balkonen oder Terrassen festgelegt. Auf diese Weise soll eine weitere private Bebauung 
im/am Park vermieden werden. Das Baufenster beträgt 27,5 m x 17,5 m. Die Bauweise ist 
entsprechend als „offen“ festgesetzt. 

Mit der textlichen Festsetzung 3.1 wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Nebenanlagen 
sowie Stellplätze und Garagen auch außerhalb der im Allgemeinen Wohngebiet eng gefassten 
überbaubaren Fläche zulässig sind. 

Als weiteres Maß der baulichen Nutzung wird die Oberkante der Gebäude mit maximal 15 m 
über Gehwegniveau der Kirchvordener Straße festgesetzt. Diese Höhe entspricht gerundet der 
derzeitigen Höhe des ehemaligen Rathauses sowie des Bürgerhauses. Sie fügt sich in die 
Eigenart der näheren Umgebung ein. 

2.2 Fläche für Gemeinbedarf 
Für den Bereich des bestehenden Bürgerhauses, einschließlich Erweiterungsfläche entlang der 
Gartenstraße, wird analog zur bisherigen Festsetzung gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 5 BauGB 
eine Fläche für den Gemeinbedarf festgesetzt. Da die Gemeinbedarfsfläche aktuell bereits 
einem breiten Nutzungsspektrum (Büro des Ortsrates, Polizeistation, Heimat- und Kulturverein, 
Bürgerbücherei, Deutsches Rotes Kreuz, Jugendtreff, Geschäftsstelle TSV Arminia Vöhrum) zur 
Verfügung steht, welche sich dort unter einem Dach versammeln, wird dieses in der Planung zu 
dem übergeordneten Nutzungszweck (Zweckbestimmung) „Bürgerhaus“ zusammengefasst. Die 
Festsetzungen zur Zulässigkeit unter diesem übergeordneten Nutzungsweck sind entsprechend 
wie folgt formuliert: 
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 Gebäude/Räume für die kommunale Verwaltung, 

 Gebäude/Räume für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

 Gebäude/Räume für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke. 

Die vielfältigen Nutzungen auf den Flächen für den Gemeinbedarf stellen eine städtebaulich 
erwünschte Ergänzung zur angrenzenden öffentlichen Grünfläche dar. 

Sollten die Räumlichkeiten im bestehenden Bürgerhaus in der Zukunft an ihre Grenzen stoßen, 
stehen Erweiterungsflächen für Anbauten oder weitere Gebäude zur Auslagerung von 
Nutzungen aus dem bisherigen Bürgerhaus unter dem gleichen Nutzungsspektrum zur 
Verfügung. 

Die überbaubare Fläche innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf wurde analog zur bereits 
im Ursprungsbebauungsplan festgesetzten Fläche L-förmig (Kirchvordener Straße –
 Gartenstraße) entwickelt. Eine direkte Übernahme aus dem Ursprungsplan ist nicht möglich, da 
sich die Rahmenbedingungen geändert haben. In der vorliegenden Planung wurde die 
Verbindung zu der Baufläche innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets unterbrochen und fünf 
Meter von der Gebietsgrenze abgerückt, da innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes eine 
möglichst geringe überbaubare Fläche ausgewiesen werden soll (Gründe s. unter 2.1). 
Weiterhin ist die Kirchvordener Straße inzwischen anders als ursprünglich geplant ausgebaut. 
Der Abstand der überbaubaren Fläche zur Kirchvordener Straße wurde für die vorliegende 
Planung so gewählt, dass sie in weiten Strecken im Abstand von sieben Metern parallel zu ihr 
verläuft und das bestehende Bürgerhaus knapp innerhalb der Baugrenzen liegt. Richtung 
Westen wurden die Pflasterfläche hinter dem Bürgerhaus mit in das Baufenster einbezogen. 
Entlang der Gartenstraße hält das Baufenster fünf Meter Abstand zu dieser und ist wie bisher 
13 Meter tief. 

Auch auf der Fläche für den Gemeinbedarf sind Nebenanlagen sowie Stellplätze und Garagen 
außerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. Eine entsprechende Maßnahme ist bereits im 
Dorfentwicklungsplan Kanal-Fuhse-Region-West vorgesehen (Remise: s. Teil A, 3.4 und 
Anlage 1). 

2.3 Bedingte Nutzung aufgrund erhöhter Geruchshäufigkeit 
Hinsichtlich der Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebiets innerhalb einer bestehen 
Gemengelage (landwirtschaftliche Betriebe, Gewerbebetriebe, Wohngebäude, Anlagen für den 
Gemeinbedarf, Anlagen für Hobbytierhaltung u. m.) im alten Ortskern von Vöhrum wurde neben 
einer schalltechnischen Untersuchung auch eine fachgutachterliche Beurteilung der Staub- und 
Geruchsemissions-/-immissionssituation erforderlich, um den möglichen Konflikt zwischen den 
unterschiedlichen Nutzungen im Rahmen der Bauleitplanung bewältigen zu können. 

Hinsichtlich der Geruchs- und Staubsituation erfolgte die Beurteilung durch das Gutachterbüro 
Argusim Umwelt Consult. Das Gutachten wurde Ende September 2016 vorgelegt. 

Folgende Emittenten wurden in dieses Gutachten eingestellt: 

 zwei landwirtschaftliche Betriebe mit Tierhaltung (Rinder/Kühe) südlich des Planbereichs 
an der Gartenstraße, 

 ein ehemaliger landwirtschaftlicher Betrieb zz. mit Hobby-Hühnerhaltung südwestlich des 
Planbereichs Ecke Gartenstraße - Papenbusch (dieser Landwirt hat angekündigt den 
Betrieb wieder aufzunehmen) sowie 

 eine Hobbytierhaltung von drei Reitpferden nördlich des Planbereichs. 
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Zu beurteilen war, ob und unter welchen Maßgaben die Planung des schutzbedürftigen 
Allgemeinen Wohngebiets sowie der Fläche für den Gemeinbedarf umsetzbar ist. Da eine 
Fläche für Gemeinbedarf im Rahmen der anzuwendenden Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) 
als Kategorie nicht enthalten ist, wird sie in diesem Fall analog zu einem Gewerbegebiet 
eingestuft. 

Bezüglich der Staubsituation im Plangebiet kommt der Gutachter zum Ergebnis, dass keine 
signifikanten Staubimmissionen auf den schutzbedürftigen Flächen (Allgemeines Wohngebiet, 
Gemeinbedarfsfläche) zu erwarten sind. 

Hinsichtlich der Geruchsimmissionen legt der Gutachter dar, dass im aktuellen Bestand 
(September 2016) auf Grundlage der Standardvorgaben der GIRL (WA 10 %, Gemein-
bedarfsfläche analog zu Gewerbegebiet 15 %) keine Konflikte hinsichtlich der o. g. Planung 
auftreten. 

Da für den ehemaligen landwirtschaftlichen Hof Ecke Gartenstraße - Papenbusch eine 
Wiederaufnahme des Betriebes angekündigt wurde und für einen Hof südlich der Gartenstraße 
die Aufstockung des Tierbestandes nicht ausgeschlossen wird, wurde eine weitere Situation als 
Planszenario (im Gutachten „Planzustand“) berechnet. 

Für den Betrieb Ecke Gartenstraße - Papenbusch wurden hierzu der mögliche Tierbesatz 
entsprechend des bauordnungsrechtlich genehmigten Stallgebäudes ermittelt. Für den Hof 
südlich der Gartenstraße wurden die Angaben des Eigentümers angesetzt. 

Der Gutachter stellt fest, dass im Hinblick auf das Planszenario (Planzustand s. o.) 
Überschreitungen der Standartvorgaben der GIRL auftreten. 

Gemäß Rechtsprechung hat ein Ausgleich städtebaulicher Konflikte innerhalb von 
Gemengelagen jedoch nach dem Grundsatz der gegenseitigen Rücksichtnahme zu erfolgen. 
Die tatsächliche Vorbelastung eines Gebietes reduziert die Pflicht zur gegenseitigen 
Rücksichtnahme und erhöht sie zur Hinnahme von Beeinträchtigungen. Folglich kann die 
Überschreitung von Richtwerten in Gemengelagen zumutbar sein. Die Ortsüblichkeit der 
Emissionen/Immissionen und die Umstände des Einzelfalls bestimmen somit den 
Zumutbarkeitsmaßstab. Entsprechend trifft der Gutachter im vorliegenden Fall folgende 
Aussagen im Rahmen der GIRL: 

Die Ausschöpfung der genehmigten Zustände (erfolgte Baugenehmigung) bzw. 
anzunehmenden Tierbestände der Hofstellen (Angaben Landwirt) erfordern eine Anpassung 
der Standartvorgaben der GIRL unter Berücksichtigung der Ortsüblichkeit und der 
gegenseitigen Rücksichtnahme. Für das geplante Allgemeine Wohngebiet und das Bürgerhaus 
(„Alte Pfarrei“) können dementsprechend zumutbare Immissionswerte von 20 % bzw. 25 % 
(Geruchshäufigkeiten % / Jahresstunden) angesetzt und eingehalten werden. 

Für die gesamte Gemeinbedarfsfläche kann die Einhaltung des angesetzten Immissionswertes 
von 25 % (Geruchshäufigkeiten % / Jahresstunden) nicht festgestellt werden. Dies wäre 
allerdings möglich, wenn die Landwirte den aktuellen Tierbestand (September 2016) offiziell 
beibehalten. 

Die Grenzwerte der GIRL könnten auch eingehalten werden, wenn für die durch das Gutachten 
erfassten landwirtschaftlichen Betriebe individuell Umnutzungen oder Erweiterungen, welche 
ein Genehmigungsverfahren erfordern, durchgeführt würden. Denn im Rahmen des 
baurechtlichen Genehmigungsverfahrens wird die Einhaltung der rechtlich relevanten 
immissionsschutzrechtlichen und -technischen Anforderungen geprüft und eingefordert. 
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Ein Beispiel hierzu wäre der Umbau des ehemaligen Rinder- und Schweinestalls auf dem Hof 
Ecke Gartenstraße - Papenbusch für Geflügelhaltung (zur Frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
angekündigt), die den neusten Stand der Technik gemäß den Vorgaben der aktuellen 
Genehmigungspraxis einhält. 

Entsprechend der Ergebnisse des Gutachtens wird eine bedingte Festsetzung gemäß 
§ 9 Abs. 2 BauGB getroffen. Eine weitere Bebauung der Gemeinbedarfsfläche westlich der 
25 %-Isolinie der Geruchshäufigkeiten (% / Jahresstunden) ist demnach nur nach Änderung der 
Rahmenbedingungen und einem gutachterlichem Nachweis, dass die entsprechenden 
Geruchsimmissionswerte von max. 25 % in dem betroffenen Bereich eingehalten werden, 
zulässig. Nebenanlagen sind davon ausgenommen und jederzeit auf der gesamten Fläche für 
den Gemeinbedarf zulässig. 

2.4 Schalltechnische Festsetzungen 
Wie bereits unter Teil B, Punkt 2.3 erwähnt, wurde hinsichtlich der Ausweisung eines 
Allgemeinen Wohngebiets innerhalb einer bestehen Gemengelage (landwirtschaftliche Betriebe, 
Gewerbebetriebe, Wohngebäude, Anlagen für den Gemeinbedarf, Anlagen für Hobbytierhaltung 
u. m.) im alten Ortskern von Vöhrum auch eine schalltechnische Untersuchung erforderlich, um 
den möglichen Konflikt zwischen den unterschiedlichen Nutzungen im Rahmen der 
Bauleitplanung bewältigen zu können. 

Zur Erstellung des schalltechnischen Gutachtens wurde das Büro Bonk-Maire-Hoppmann GbR 
beauftragt. Das Gutachten wurde im März 2017 vorgelegt. 

Folgende Themenbereiche (Hauptgeräuschquellen) wurden hinsichtlich der Festsetzungen des 
Allgemeines Wohngebietes und der Gemeinbedarfsfläche untersucht: 

 Straßenverkehrslärm (Kirchvordener Straße, Gartenstraße), 

 Gewerbelärm (Nahversorgungszentrum, landwirtschaftliche Betriebe) sowie 

 Freizeitlärm (Bürgerhaus, Freiraum-Jugendtreff, Bühne im Park). 

Da sich der Planbereich innerhalb einer bestehenden Gemengelage befindet (s. hierzu Teil B, 
2.3), werden in dem vorliegenden Fall, unter Beachtung der umliegenden Gebietseinstufungen 
(Mischgebiet – MI, Dorfgebiet – MD), folgende erhöhte Orientierungswerte angesetzt: 

 tags  60 dB(A) 

 nachts  45 dB(A) / 50 dB(A) für Straßenverkehrslärm 

Straßenverkehrslärm 
Hinsichtlich des Straßenverkehrslärms kommt der Gutachter zu dem Ergebnis, dass für beide 
bestehenden Gebäude („Altes Rathaus“, Bürgerhaus) die in diesem Fall zu beachtenden 
Bezugspegel (s. o.) sowohl am Tag als auch in der Nachtzeit überschritten werden. Für die 
schutzbedürftigen Außenwohnbereiche (Balkone) des „Alten Rathauses“ und künftigen 
Wohngebäudes kann jedoch festgehalten werden, dass in diesem Bereich die in diesem Fall 
maßgeblichen Tag-Orientierungswerte durchgehend unterschritten werden. 

Die vorgegebenen Orientierungswerte von 55 dB(A) für Parkanlagen gemäß DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau) werden in der Nachtzeit eingehalten, jedoch am Tag bis zu 4 dB(A) 
überschritten. Geht man im Rahmen der Abwägung davon aus, dass eine Überschreitung des 
Orientierungswertes um bis zu 3 dB(A) als nicht „wesentlich“ einzustufen ist, ist festzustellen, 
dass der dann für Parkanlagen zu beachtende Bezugspegel von 58 dB(A) weitgehend 
eingehalten wird. Lediglich am Ost- und Nord-Rand der zu betrachtenden Fläche wird der 
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Bezugspegel von 58 dB(A) in kleinen Bereichen weiterhin überschritten. Jedoch wird der für 
diesen Fall maßgebliche Tag-Orientierungswert von 60 dB(A) (entsprechend MI/MD-Werten) 
durchgehend eingehalten. 

Aufgrund der Überschreitungen der in diesem Fall maßgeblichen Orientierungswerte im Bereich 
des Allgemeinen Wohngebiets sowie der Gemeinbedarfsfläche werden im Bebauungsplan 
Regelungen zu passiven Lärmschutzmaßnahme getroffen. Aktive Lärmschutzmaßnahmen 
(Lärmschutzwall, -wand) scheiden aufgrund der örtlichen Gegebenheiten aus. 

Festgesetzt werden die Lärmpegelbereiche II bis IV. In Abhängigkeit der Lage innerhalb der 
jeweiligen Lärmpegelbereiche sind die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen bei künftigen 
Baumaßnahmen so auszubilden, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung nach DIN 
4109 (Schallschutz im Hochbau) gemäß dem jeweiligen Lärmpegelbereich erfüllt werden. 

Entsprechend der DIN 18005 (Beiblatt zur DIN 18005, 1.1) stellen Beurteilungspegel über 
45 dB(A) selbst bei nur teilweise geöffnetem Fenster einen ungestörten Schlaf in Frage. Aus 
diesem Grund ist für Schlafräume und Kinderzimmer der Einbau von schallgedämmten 
Lüftungsöffnungen erforderlich, sofern nicht sichergestellt ist, dass vor den für die Raumlüftung 
maßgeblichen Fenstern der Orientierungswert von 45 dB(A) in der Nachtzeit (22.00 bis 6.00 
Uhr) unterschritten ist. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn im konkreten Einzelfall 
nachgewiesen wird, dass durch vorgelagerte Baukörper oder andere pegelmindernde Einflüsse 
niedrigere Verkehrslärmbelastungen auf das jeweils zu genehmigende Bauvorhaben einwirken. 

In die Außenfassade eingebrachte Lüftungsöffnungen bzw. Lüfter (z. B. Außenwandluft-
durchlässe) sind bei der Bemessung des erforderlichen baulichen Schallschutzes entsprechend 
den Berechnungsvorschriften der DIN 4109 als Außenbauteile zu berücksichtigen. 

Im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets sind schutzwürdige Außenwohnbereiche nur an der 
straßenabgewandten (Kirchvordener Straße/L 412) Gebäudeseite zulässig. An den übrigen 
Fassadenseiten von Gebäuden sind sie unzulässig. Ausnahmen können jedoch zugelassen 
werden, wenn im Rahmen einer Einzelfallprüfung nachgewiesen werden kann, dass durch 
geeignete Lärmschutzmaßnahmen der Schutzanspruch der Außenwohnbereiche gewährleistet 
werden kann. 

Gewerbelärm 
Hinsichtlich des Gewerbelärms kommt der Gutachter zu dem Ergebnis, dass es durch die vom 
Betriebsgelände des Nahversorgungszentrums sowie den landwirtschaftlichen Höfen 
ausgehenden Geräuschen zu Überschreitungen der zu beachtenden Tag- (60 dB(A)) und 
Nacht-Orientierungswerte (45 dB(A)) der TA Lärm an den bestehenden Gebäuden innerhalb 
des Plangebietes kommt. Für den Tag liegt die Überschreitung bei 3 - 5 dB(A) und für die Nacht 
bis zu 13 dB(A) am „Alten Rathaus“. 

Als pegelbestimmende Geräuschquellen sind dabei die Geräusche der Trocknungsanlage 
sowie des Gebläses im Bereich des landwirtschaftlichen Betriebes Gartenstraße 50 zu 
benennen. Unter Berücksichtigung einer Pegelminderung der genannten Anlagen um 

 15 dB(A) für die Trocknungsanlage und 

 5 dB(A) für das Gebläse 

wird der vorgenannte Tag-Orientierungswert von 60 dB(A) im Bereich der Bebauung („Altes 
Rathaus“, Bürgerhaus) unterschritten. In der ungünstigsten Nachtstunde kann unter 
Berücksichtigung der o. a. Pegelminderung der Trocknungsanlage im Bereich des „Alten 
Rathauses“ (geplante Wohnnutzung) sichergestellt werden, dass der maßgebliche Nacht-
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Orientierungswert von 45 dB(A) unterschritten wird. Für das Bürgerhaus besteht in dieser Zeit 
kein erhöhter Schutzanspruch. Der Orientierungswert von 60 dB(A) wird hier in der Nachtzeit, 
unter Berücksichtigung der beschriebenen Maßnahmen, unterschritten. 

Diese Problematik wird in Abstimmung mit den Betriebsinhabern des hier betroffenen 
landwirtschaftlichen Hofs Gartenstraße 50 durch geeignete Schallminderungsmaßnahmen 
gelöst. Diese Maßnahmen gewährleisten die Einhaltung der maßgeblichen Orientierungswerte. 

Freizeitlärm 
Zu untersuchen waren weiterhin folgende Freizeitnutzungen gegenüber der schutzbedürftigen 
geplanten Wohnnutzung: 

 Freiraum-Jugendtreff hinter dem „Alten Rathaus“: Streetballfeld mit Sitzrondell, 

 Nutzung der Freifläche hinter dem Bürgerhaus für Chorproben und Feste (z. B. Grillfeste) 
sowie 

 Nutzung der Bühne in der Parkanlage bei Veranstaltungen (z. B. Blasorchester). 

Zu betrachten war in diesem Zusammenhang auch die Nutzung der Parkplätze am Bürgerhaus. 

Nach den Ergebnissen verschiedener Voruntersuchungen kann eine mögliche 
Schallabstrahlung über geöffnete Fenster (z. B. bei Chorproben im Veranstaltungsraum 1. OG) 
des Bürgerhauses gegenüber den Emissionen der oben aufgezählten Geräuschquellen 
vernachlässigt werden. Dies gilt ebenso für andere Veranstaltungen wie z. B. Leseabende, 
Vortragsreihen. 

Der Gutachter geht von folgenden Grundvoraussetzungen aus: 

 Musikeinspielungen bei Veranstaltungen im Bürgerhaus lediglich als leise 
Hintergrundmusik, 

 Genereller Ausschluss des Betriebes elektroakustischer Anlagen auf den Freiflächen (am 
Bürgerhaus, Freiraum-Jugendtreff, Parkanlage einschließlich Bühne), 

 Ausschluss der Nachtnutzung (22:00 – 6:00 Uhr) des Streetballfeldes einschließlich 
Sitzrondell sowie 

 Chorproben und Feste auf der Freifläche hinter dem Bürgerhaus nur zu Tagzeiten (6:00 - 
22:00 Uhr). 

Die Stadt Peine wird die aufgelisteten Vorbedingungen durch geeignete organisatorische 
Maßnahmen gewährleisten. 

Die Ergebnisse der auf Grundlage dieser Voraussetzungen erfolgten gutachterlichen 
Berechnungen zeigen drei Problembereiche durch Überschreitung der jeweiligen Bezugspegel 
auf. 

Nutzung Freiraumjugendtreff und Freifläche hinter dem Bürgerhaus durch Chor 
Eine Pegelüberschreitung erfolgt durch die parallele Nutzung des Freiraum-Jugendtreffs 
(Streetballfeld einschließlich Sitzrondell) sowie der Freifläche hinter dem Bürgerhaus für 
Chorproben. Dieser Problematik kann durch eine zeitliche Beschränkung der Nutzungen Abhilfe 
geschafft werden (Chorproben ½ Stunde zw. 20:00 u. 22:00 Uhr sowie Streetballfeld 6 Stunden 
außerhalb der Ruhezeiten zw. 7:00 bis 20:00 Uhr). Die gutachterlichen Berechnungen ergaben, 
dass auch eine alleinige Nutzung des Freiraum-Jugendtreffs eine Beschränkung der 
Nutzungszeit erfordert (Streetballfeld 8 Stunden außerhalb der Ruhezeiten werktags 7:00 bis 
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20:00 Uhr sowie Sonn- u. Feiertags 9:00 bis 13:00 Uhr und 15:00 bis 20:00 Uhr). Die Stadt 
Peine wird dies durch geeignete organisatorische Maßnahmen gewährleisten. 

Nutzung der Freifläche hinter dem Bürgerhaus für Feste mit mehr als 50 Personen 
Eine weitere Pegelüberschreitung ergibt sich für Veranstaltungen auf der Freifläche hinter dem 
Bürgerhaus mit mehr als 50 Personen. Der Gutachter weist jedoch darauf hin, dass diese 
Veranstaltungen im Hinblick auf eine größere Teilnehmerzahl und des nur gelegentlichen 
Vorkommens als „seltene Ereignisse“ im Rahmen der maximal zulässigen Anzahl „seltener 
Ereignisse“ im Jahr gemäß Freizeitlärmrichtlinie (max. 18 Ereignisse) eingestuft werden 
könnten. Eine behördeninterne Prüfung ergab, dass diese Bedingungen erfüllt werden und 
somit bei dieser Art der Veranstaltung von einem „seltenen Ereignis“ ausgegangen werden 
kann. Der dann maßgebliche Vergleichswert von 70 dB(A) am Tag würde auch bei einer 
größeren Teilnehmerzahl von bis zu 500 Personen eingehalten. 

Nutzung Parkplätze am Bürgerhaus nachts 
Hinsichtlich der Nutzung der Parkplätze, für welche bisher keine Nutzungsbeschränkungen 
bestehen, ergeben sich mögliche Maximalpegel (Geräuschspitzen) von 68 dB(A). Diese führen 
in der ungünstigsten Nachtsunde an den verschiedenen Fassaden des geplanten 
Wohngebäudes („Altes Rathaus“) zu einer Überschreitung des nach TA Lärm maßgebenden 
Bezugspegels von 65 dB(A). Tagsüber werden die maßgeblichen Werte unterschritten. Aus 
diesem Grund ist auch die Nutzung des Parkplatzes auf die Tagzeiten von 6:00 -22:00 Uhr 
einzuschränken. Die Stadt Peine wird dies durch geeignete organisatorische Maßnahmen 
gewährleisten. 

2.5 Grünfläche mit der Zweckbestimmung „öffentliche Parkanlage“ 
Die Festsetzung der Grünfläche mit der Zweckbestimmung „öffentliche Parkanlage“ sichert die 
bereits bestehende Parkanlage und überplant die bisherige Festsetzung von Flächen für 
bauliche Anlagen für den Gemeinbedarf im Ursprungsbebauungsplan. 

Detaillierte Gehölzfestsetzungen im Bereich der ausgewiesenen Grünfläche sowie auf der 
Gemeinbedarfsfläche (s. Teil A, 2.3 und Teil B, 2.2) werden im Hinblick auf eine Neugestaltung 
des Parks im Rahmen der Dorfentwicklungsplanung Kanal-Fuhse-Region-West (s. Teil A, 3.4 
und Anlage 1) nicht vorgenommen. 

Hinsichtlich der Beseitigung von Gehölzen wird die Stadt Peine die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG beachten. 

2.6 Baumfestsetzungen 
Im neu ausgewiesenen Allgemeinen Wohngebiet (Grenze zur Parkanlage) befinden sich zwei 
erhaltenswerte Bäume (Stieleiche, Spitzahorn), welche bisher zur Parkanlage gehörig waren. 
Diese gehen nach Veräußerung des Wohnbaugrundstücks in Privateigentum über und werden 
aus diesem Grund zum Erhalt festgesetzt. Ein weiterer Baum (Fichte) wird voraussichtlich 
entfallen, da er direkt an der festgesetzten südwestlichen Grenze Baugrenze im Allgemeinen 
Wohngebiet steht. 

Im Bereich der Straßenverkehrsfläche vor dem ehemaligen Rathaus werden vier vorhandene 
Alleebäume durch Erhaltungsfestsetzung gesichert. 

Die zur Erhaltung festgesetzten Bäume sind bei ihrem Abgang in gleicher Art in der folgenden 
Pflanzperiode am gleichen oder in unmittelbarer Nähe zum Standort zu ersetzten. 
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2.7 Straßenverkehrsfläche 
Im Nordosten des Plangebiets wird eine Teilfläche (zw. rd. 1 m und 4 m Breite und rd. 60 m 
Länge), welche bisher als Grünfläche – Parkanlage sowie überlagernd als Fläche für bauliche 
Anlagen für den Gemeinbedarf ausgewiesen war, entsprechend dem tatsächlichen Ausbau als 
Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

Südlich anschließend entlang der Kirchvordener Straße wurde der Geltungsbereich der hier 
vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV „Parkanlage Ortsmitte“ -Vöhrum- zur 
Seite der Kirchvordener Straße nach den Frühzeitigen Beteiligungen auf den Grenzverlauf des 
Ursprungsbebauungsplanes zurückgesetzt. Überplant wurde dieser Bereich bereits im Rahmen 
der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 16 „Vollsortimenter nördlich der 
Ev. Kirche“ -Vöhrum-, welcher u. a. auch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV 
„Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum- umfasste, um die notwendige Linksabbiegerspur für die 
Erschließung des Vollsortimenter zu sichern (s. Teil D, 2.4). Diese Fläche wird nun entsprechen 
der Planung und dem tatsächlichen Ausbau als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

2.8 Fläche für Versorgungsanlagen sowie Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
Im Norden des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets befindet sich integriert in einer 
Garagenanlage eine Trafostation der Stadtwerke Peine. Diese wird als Fläche für 
Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Elektrizität (Trafo)“ festgesetzt sowie 
zusätzlich Geh-, Fahr und Leitungsrechte für die davon nach Norden/Nordosten ausgehenden 
Leitungen. 

Für den Wasserverband wird durch die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes eine 
Trinkwasserleitung im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes gesichert. Diese Leitung befand 
sich bisher im öffentlichen Raum (Gemeinbedarfsfläche – ehemaliges Rathaus) kommt jedoch 
nach Veräußerung des Wohnbaugrundstücks auf einem Privatgrundstück zu liegen. Aus 
diesem Grund wird die Festsetzung des Geh-, Fahr- und Leitungsrechts erforderlich. 

Nördlich der Trafostation (Stadtwerke Peine) befindet sich an der Kirchvordener Straße eine 
Telefonzelle der Deutschen Telekom. Diese ist im Bebauungsplan durch ein entsprechendes 
Planzeichen gesichert. 

2.9 Örtliche Bauvorschriften 
Für das Allgemeine Wohngebiet soll analog zur Gestaltung der Freiflächen um das Bürgerhaus 
der offene Charakter zur Kirchvordener Straße sowie gegenüber der Gemeinbedarfsfläche ohne 
Einfriedung erhalten bleiben. Eine Einfriedung des Wohnbaugrundstücks zur Parkseite ist mit 
der Stadt Peine abzustimmen, denn diese soll sich gestalterisch in das Konzept des Dorfparks 
einzufügen. Eine örtliche Bauvorschrift wurde entsprechend abgefasst und in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 

2.10 Hinweise zur Planung 

Entwässerung 
Die Entwässerung des hier betroffenen Bereichs ist hinsichtlich Niederschlags- und 
Schmutzwasser im Rahmen des derzeitigen Bestandes gesichert. Die Regenwasserkanalisa-
tion in der Kirchvordener Straße ist jedoch im heutigen Zustand bereits sehr stark ausgelastet. 
Allerdings sind auch das künftige Wohnbaugrundstück sowie die Fläche für Gemeinbedarf im 
Bereich der Kirchvordener Straße bereits bebaut. Wird eine zusätzliche Versiegelung geplant, 
sind seitens der jeweiligen Bauherren zusätzliche Untersuchungen zur Regenwassersituation in 
Abstimmung mit der Stadtentwässerung Peine erforderlich. 
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Trinkwasserversorgung 
Hinsichtlich der Wasserversorgung ist das Plangebiet bereits erschlossen (s. auch Teil B, 2.8). 

Löschwasserversorgung 
Das Plangebiet ist ausreichend mit Löschwasser versorgt. Aus feuerwehrtechnischer Sicht ist 
entsprechend nichts weiter zu veranlassen. 

Telekomunikation 
Innerhalb des Planbereichs liegen Telekommunikationsleitungen zweier Unternehmen innerhalb 
der ausgebauten Straßenverkehrsfläche. Das Gebiet kann entsprechend als erschlossen 
angesehen werden. 

Im Plangebiet befindet sich eine Telefonzelle der Deutschen Telekom. Sie befindet sich an der 
Kirchvordener Straße innerhalb der Grünfläche nordwestlich des Allgemeinen Wohngebiets. Sie 
ist mittels eines entsprechenden Planzeichens gesichert (s. Punkt 2.8). 

Kampfmittelbeseitigung 
Das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) führt in 
seiner Stellungnahme aus: „Es kann nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbelastung 
im Planbereich vorliegt.“ Eine tiefergehende Untersuchung des Baugrundes obliegt dem 
Bauherrn. Eine grundsätzliche Empfehlung zur Gefahrenerforschung wurde durch das LGLN 
nicht ausgesprochen.  

3 Flächenbilanz 

Fläche Geltungsbereich gesamt 5.302 m² 

davon:  

Allgemeines Wohngebiet 1.300 m² 

Fläche für Gemeinbedarf 2.038 m² 

Öffentliche Grünfläche 1.306 m² 

Verkehrsfläche 658 m² 

 
Im Bereich des neu festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets sollen zwischen sechs und acht 
Wohneinheiten entstehen. 

 

Teil C - AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

1 Auswirkung auf ausgeübte Nutzungen 

Durch die Planung soll vorrangig ein/e brachliegende/s Gelände/Gebäude wiedernutzbar 
gemacht sowie vorhandene ausgeübte Nutzungen (Bürgerhaus- Gemeinbedarfsfläche/Parkan-
lage) gesichert werden. 

Weiterhin wird eine schutzbedürftige Wohnnutzung in einer bestehenden Gemengelage 
(Gewerbe, Landwirtschaft, Gemeinbedarf, Wohnen u. a.) geplant. Der Ausgleich möglicher 
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städtebaulicher Konflikte durch Bauleitplanung innerhalb von Gemengelagen, hat gemäß 
Rechtsprechung nach dem Grundsatz der gegenseitigen Rücksichtnahme zu erfolgen. 

Hinsichtlich der geplanten schutzbedürftigen Wohnnutzung (Schutzgut „Mensch“) wurden zwei 
Fachgutachten zur Verträglichkeit des Planvorhabens mit der in der Gemengelage bestehenden 
Emissions- / Immissionssituation (1. Geruch und Staub, 2. Lärm) eingeholt. 

Auf Grundlage des schalltechnischen Gutachtens kommt es seitens der Verwaltung zu 
Neuregelungen der Nutzung des Freiraumjugendtreffs, der Freifläche hinter dem Bürgerhaus 
sowie der Parkplätze am Bürgerhaus. Weiterhin wird die Stadt Peine in Abstimmung mit den 
Betriebsinhabern des hier betroffenen landwirtschaftlichen Hofs Gartenstraße 50 entsprechende 
Maßnahmen zur Pegelminderung ergreifen (Geräteaustausch bzw. transportable Einhausung). 

Auf Grundlage der Geruchsprognose kann die bereits im Ursprungsbebauungsplan festgesetzte 
Baufläche im Bereich der Fläche für Anlagen für den Gemeinbedarf entlang der Gartenstraße 
nur noch bedingt bebaut werden. Hierzu müssen sich die Rahmenbedingungen ändern und ein 
Gutachten die Unbedenklichkeit nachweisen. 

2 Auswirkungen auf Natur, Landschaft und Umwelt 

Schon der Ursprungsbebauungsplan sah innerhalb der hier überplanten Gemeinbedarfsfläche 
Bauflächen vor. Diese sind heute bereits in weiten Teilen bebaut. Das bestehende ehemalige 
Rathaus soll wiedernutzbar gemacht werden sowie vorhandene ausgeübte Nutzungen 
(Bürgerhaus- Gemeinbedarfsfläche/Parkanlage) gesichert werden. Gravierende Auswirkungen 
auf Natur, Landschaft um Umwelt durch die vorliegende Planung ist nicht zu erwarten. 

Die Fläche für das Allgemeine Wohngebiet wird relativ eng um den bereits versiegelten Bereich 
des ehemaligen Rathauses mit einem Zuschlag zur Parkseite gefasst. Die festgesetzte 
Grundflächenzahl ermöglicht nur eine geringfügige, zusätzliche Versiegelung. 

Im Allgemeinen Wohngebiet werden an der Grenze zur festgesetzten öffentlichen Grünfläche 
zwei Bäume (Stiel-Eiche, Spitz-Ahorn) zum Erhalt festgesetzt. Ein weiterer Baum (Fichte) muss 
voraussichtlich weichen, da er direkt am festgesetzten Baufenster steht. 

Die überbaubare Fläche innerhalb der Gemeinbedarfsfläche orientiert sich an der bisher im 
Ursprungsplan festgesetzten Fläche. Auch hier sind nur geringfügige Veränderungen 
festzustellen. 

An dieser Stelle ist anzumerken, dass dieser Bebauungsplan als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB geändert 
wird. Von einer Umweltprüfung und der Erstellung eines Umweltberichts wird demnach 
abgesehen. Entsprechend des § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die Eingriffe, die auf Grund der 
Aufstellung/Änderung eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne von § 1a Abs. 3 
Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Dies bedeutet, dass ein 
Ausgleich nicht erforderlich wird. 

3 Soziale Auswirkungen 

Hinsichtlich der Schaffung von Wohnraum sowie der Sicherung einer Gemeinbedarfseinrichtung 
und der Parkanlage als Raum der Erholung und Zerstreuung, sind positive soziale 
Auswirkungen durch die vorliegende Planung zu erwarten. 



T e i l  D  -  V e r f a h r e n  u n d  R e c h t s g r u n d l a g e n      S e i t e  | 19 

 
Begründung zum Bebauungsplan Nr. XIV „Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum-, 2. Änderung 

4 Stadtplanerische Auswirkungen 

Das Planvorhaben folgt dem planerischen Leitbild der Innenentwicklung vor Außenentwicklung. 
Sie dient der Erhaltung und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile. Aspekte des Orts- und 
Landschaftsbildes werden durch die Planung nicht beeinträchtigt. Negative städtebauliche 
Auswirkungen sind durch die Planung nicht zu erwarten. 

5 Auswirkungen auf die Infrastruktur (Ver- und Entsorgung) 

Das Vorhaben wird die Kapazitäten der bestehenden Infrastruktur nutzen. Eine Erweiterung 
bestehender Netze ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht erforderlich. Wird allerdings eine 
zusätzliche Versiegelung geplant, sind seitens der jeweiligen Bauherren zusätzliche 
Untersuchungen zur Regenwassersituation in Abstimmung mit der Stadtentwässerung Peine 
erforderlich (s. Teil B, 2.10, Entwässerung). 

6 Auswirkungen auf den Verkehr 

Die grundlegende Verkehrsinfrastruktur ist bereits vorhanden. Sie wird aktuell im Zuge der 
Errichtung des Vollsortimenters sowie des Fachmarktes gegenüber des Planbereichs an der 
Kirchvordener Straße ertüchtigt um umgestaltet. Die vorhandene Verkehrsinfrastruktur ist in der 
Lage die hinzukommenden Verkehre durch die Wohnnutzung aufzunehmen, da die Anzahl der 
möglichen Wohnungen (rd. 6 – 8) auf Grundlage der Planfestzungen sehr begrenzt ist. Auch die 
möglichen zusätzlichen Verkehre durch sonstige zulässige Nutzungen sind als gering 
einzustufen. 

7 Kosten 

Der Stadt Peine entstehen durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV „Grünanlage 
Ortsmitte“ -Vöhrum- folgende Kosten: 

 Kosten für den Verwaltungsaufwand (wird nicht beziffert) 

 Kosten für die Planung gemäß HOAI (7.800 €) 

 Kosten für eine Geruchs- und Staubprognose (rd. 3.800 €) 

 Kosten für eine schalltechnische Untersuchung (rd. 6.200 €) und daraus resultierende 
Maßnahmen (rd. 15.000 €) 

Teil D - VERFAHREN UND RECHTSGRUNDLAGEN 

1 Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722) 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. l S. 132), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetz vom 11. Juni 2013 (BGBI. I S. 1548) 

 Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 l S. 
58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 
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 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 17. 
Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Oktober 2016 (Nds. GVBl. S. 226) 

 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 03. April 2012 (Nds. GVBl. S. 
46), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2014 (Nds. GVBl. S. 206) 

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 30. November 2016 (BGBl. I S. 2749) 

 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) 

 in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 
2258) 

 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. 
November 2016 (BGBl. I S. 2749) 

2 Verfahren 

Die hier vorliegende 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV -Vöhrum- erfasst im 
Wesentlichen Flächen im bebauten Bereich der Ortschaft Vöhrum und plant eine Maßnahme 
der Innenentwicklung in Form einer Wiedernutzbarmachung von Bauflächen im Sinne des 
§ 13 a BauGB. Das leerstehende alte Rathaus soll einer neuen Nutzung zugeführt und eine 
sinnvolle Nutzung der noch unbebauten Gemeinbedarfsfläche an der Gartenstraße durch eine 
neue geeignete Zweckbestimmung ermöglicht werden. 

Ein Bebauungsplan der Innenentwicklung kann nur dann im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13 a BauGB aufgestellt werden, wenn durch ihn eine zulässige Grundfläche im Sinne des 
§ 19 Abs. 2 BauNVO oder einer Größe der Grundfläche von insgesamt weniger als 20.000 m² 
(Nr. 1) bzw. zwischen 20.00 m² und maximal 70.000 m² (Nr. 2) festgesetzt wird. Zudem ist das 
beschleunigte Verfahren ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan ein Vorhaben 
begründet wird, welches einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegt. 

Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV -Vöhrum- beträgt lediglich 
rd. 5.300 m². Die o. g. Grenzen können demnach nicht erreicht werden. Da der Bebauungsplan 
auch kein Vorhaben mit der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht begründet, wird die 
Planaufstellung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB erfolgen. 

Von der Möglichkeit, von der Durchführung der Frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange abzusehen, wird kein Gebrauch 
gemacht. Auf die Durchführung einer Umweltprüfung, die Erstellung eines Umweltberichtes 
sowie von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind und die 
Erstellung einer zusammenfassenden Erklärung wird verzichtet. 

Weiterhin gelten gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 4 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein Ausgleich ist demzufolge in diesem Fall 
nicht erforderlich. 



T e i l  D  -  V e r f a h r e n  u n d  R e c h t s g r u n d l a g e n      S e i t e  | 21 

 
Begründung zum Bebauungsplan Nr. XIV „Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum-, 2. Änderung 

3 Verfahrensablauf 

3.1 Aufstellungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Peine hat in seiner Sitzung am 25.08.2016 den Beschluss zur Aufstellung der 
2. Änderung des Bebauungsplans Nr. XIV „Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum- gefasst. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 03.09.2016 ortsüblich bekannt 
gemacht. 

3.2 frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung fand in der Zeit vom 05.09.2016 bis einschließlich 
19.09.2016 statt. Sie wurde am 03.09.2016 ortsüblich bekannt gemacht. Es sind drei 
Stellungnahmen zum Verfahren eingegangen. 

3.3 frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, wurden mit Anschreiben/E-Mail vom 31.08.2016/02.09.2016 
frühzeitig von der Planung unterrichtet und Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 19.09.2016 
gegeben. 

3.4 Überarbeitung des Vorentwurfs 
Der Vorentwurf zeigte lediglich die geplanten Flächenfestsetzungen auf (Allgemeines 
Wohngebiet, Fläche für Gemeinbedarf, Grünfläche „Parkanlage, Straßenverkehrsfläche). 
Textlich wurden die Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 
erläutert. 

Der Bebauungsplan wurde auf Grundlage dieses Vorentwurfs sowie der Ergebnisse des 
schalltechnischen Gutachtens und der Immissionsprognose zur Ermittlung der Geruchs- und 
Staubsituation hinsichtlich seiner Festsetzungen detailliert ausgearbeitet. 

Die eingegangenen Anregungen, Bedenken und Hinweise wurden im Rahmen der 
Ausarbeitung der Bebauungsplanänderung abgewogen. Der Rat der Stadt Peine wird 
abschließend über sie entscheiden. 

Gegenüber dem Vorentwurf wurde der Geltungsbereich im Bereich der Kirchvordener Straße 
erweitert. Er umfasst dort nun zusätzlich den Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. XIV „Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum-, welche im Zuge der Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 16 „Vollsortimenter nördlich der Ev. Kirche“ -
Vöhrum- (VEP Nr. 16) durchgeführt wurde. Dieser Bereich wurde für die Verbreiterung der 
Kirchvordener Straße um eine Linksabbiegerspur zur Erschließung des Vollsortimenters 
benötigt und entsprechend als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Im Zuge der abschließenden 
Straßenausbauplanung zum VEP Nr. 16 -Vöhrum- kam es zu geringfügigen Abweichungen 
gegenüber der bisherigen Planung. Verlauf und Breite des Fußweges auf der Westseite der 
Kirchvordener Straße wurden minimal verändert, so dass dieser nun in kleinen Abschnitten in 
den Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV -Vöhrum- zum Stand des 
Aufstellungsbeschlusses und der Frühzeitigen Beteiligungen hineinreichte (zw. 0,5 m bis 1,5 m). 
Diese Bereiche wären in dem für die Bauleitplanung üblichen Maßstab nicht einwandfrei 
darstellbar. Aus diesem Grund und zur Sicherung der tatsächlichen Straßenverkehrsfläche wird 
der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XIV -Vöhrum- im Bereich der 
Kirchvordener Straße bis auf die Grenze des Ursprungsbebauungsplanes zurückgesetzt. 
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3.5 öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung erfolgte durch den Verwaltungsausschuss der Stadt 
Peine in seiner Sitzung am 25.09.2017. Die öffentliche Auslegung erfolgte in der Zeit vom 
10.10.2017 bis einschließlich 10.11.2017. Sie wurde am 30.09.2017 öffentlich bekannt 
gemacht. 

3.6 Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
Die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange erfolgte gemäß § 4a Abs. 2 
BauGB zeitgleich mit der öffentlichen Auslegung. Mit Anschreiben/E-Mail vom 04.10.2017 
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch 
die Planung berührt werden kann, von der Planung unterrichtet und zur Abgabe einer 
Stellungnahme bis zum 10.11.2017 aufgefordert. 

3.7 Übersicht der eingegangenen Stellungnahmen 
 Anzahl der 

Beteiligten 
Anzahl der 
Stellungnahmen 

davon 
abwägungsrelevant 

frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

 
keine Angabe 

möglich 

 
3 

 
3 

frühzeitige 
Behördenbeteiligung gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB 

 
22 

 
13 

 
8 

öffentliche Auslegung  
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
keine Angabe 

möglich 

 
1 

 
1 

Behördenbeteiligung  
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 
22 

 
11 

 
8 

erneute Beteiligung 
(betroffener) Öffentlichkeit  
gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 

 
nicht erforderlich 

 
----- 

 
----- 

erneute Beteiligung 
(betroffener) Behörden 
gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 

 
nicht erforderlich 

 
----- 

 
----- 

 

Die Abwägung der eingegangenen abwägungsrelevanten Stellungnahmen wird der 
Begründung als Anlage 2 nach dem Beschluss des Rates der Stadt Peine beigefügt. 

3.8 Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan Nr. XIV „Grünanlage Ortsmitte“ -Vöhrum-, 2. 
Änderung nach Prüfung der vorgebrachten Anregungen in seiner Sitzung am 21.12.2017 als 
Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht beschlossen. 
  

Peine, den 17.01.2018 

 

gez. Saemann 

L.S. 

Der Bürgermeister
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Anlage 1: 

Maßnahmenplan Kanal-Fuhse-Region-West, Vöhrum, Dorfpark/Pfarrgarten 
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